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Der 69 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 19° Juli 1973 durch den

Vorsitzenden Richter Dr(; L a n 3 k e i t , die

Richter 8 p i e l m e y e r und Dr() S c h m i t t

sowie die ehrenamtlichen Richter

Dro H a s s e l k u s s und Dro W e n w i e s e r
‘für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers
gegen das Urteil des Landes-

sozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 130 November 1972

wird zurückgewiesen°
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G r ü n d e___—__ ___—__—

Der Rechtsstreit wird um die Eintragung in das besondere Verzeichnis

nach 5 } Abso 2 des Gesetzes über die Zulassung von nach 5 19 des

Zahnheilkundegesetzes berechtigten Personen zur Behandlung der Ver—

sicherten in der gesetzlichen Krankenversicherung (ZulG) vom 270 April
1970 (BGBl I 415) geführt° Die Beteiligten streiten um den Umfang,

in dem der Kläger die Zahnheilkunde ausüben darfo

Der 1919 geborene Kläger war vor dem Krieg kaufmännisch tätigo

Während des Wehrdienstes wurde er als Helfer in einer Zahnstation

eingesetzte Nach dem Kriege machte er eine Lehre als Zahntechniker

durch und bestand Anfang 1950 die Gesellenpriifungo Anbbhließend

arbeitete er zeitweise freiberuflich für Zahnärzte als Zahntechniker7

zeitweise war er auch bei Zahnärzten angestellto Zugleich führte er

aber auch in seinen Räumen und mit seinen eigenen Instrumenten - in

einem zwischen den Beteiligten streitigem Umfang - Zahnbehandlungen

durch„ Nach Inkrafttreten des Gesetzes über die Ausübung der Zahn—

heilkunde (Zahnheilkundegesetz — ZHG —) rom 310 März 1952 (BGBl I 221)

setzte er die Behandlungstätigkeit forte

Ein aufgrund einer Strafanzeige der Zahnärztekammer eingeleitetes

Strafverfahren wegen unberechtigter Ausübung der Zahnheilkunde

(% 18 ZHG) wurde eingestellte Durch eine Verfügung der Ortspolizeibe-

hörde vom 14} Februar 1955 wurde dem Kläger die zahnbehandlerische

Tätigkeit verboten7 weil er sich nicht auf die Besitzstandswahrungs-

klausel des 5 19 ZHG berufen könneo Diese vom Landratsamt bestätigte

Verfügung wurde durch rcchtskräftiges Urteil des Bezirksverwaltungs—

gerichts Koblenz vom 150 Dezember 1957 aufgehobeno Die Beweisaufnahme

habe ergeben7 daß der Kläger vor Inkrafttreten des ZHG am 1„ April 1952

die Zahnheilkunde nachhaltig ausgeübt habe° Die Verfügung könne auch

nicht teilweise aufrecht erhalten werden„

Nach Inkrafttreten des ZulG beantragte der Kläger unter Vorlage einer
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Bescheinigung des Amtsarztes vom 100 April 1970 bei der Beklagten?

ihn in das besondere Verzeichnis nach 5 5 Abs„ 2 ZulG aufzunehmen

und als Umfang die Zahnheilkunde ohne Einschränkung einzutragen°

Die Beklagte entsprach diesem Antrag mit Bescheid vom 50 August 1970

nur teilweise und trug als Umfang der Berechtigung ein:

Füllungen, Extraktionen, Wurzelbehandlungen und Zahnersatze Der

weitergehende Antrag wurde abgelehnt„ Widerspruch (Bescheid vom

20 Februar 1971), Klage $Urteil des Sozialgerichts — SG - Speyer

vom 80 März 1972) und Berufung (Urteil des Landessozialgerichts

— LSG — für das Land Nordrhein-Westfalen vom 130 November 1972) sind

ohne Erfolg geblieben„ Das LSG hat ausgeführt: Ein Anspruch auf

Eintragung in das Verzeichnis bestehe nur bezüglich des Umfangs, in

dem die Zahnheilkunde vor dem lo April 1952 tatsächlich ausgeübt

werden seio Wenn es an dieser tatsächlichen Voraussetzung fehle7

könne der Kläger sein Begehren, einen weiteren Umfang einzutragen‚

nicht mit dem Vorbringen rechtfertigen‚ er habe seinen Besitzstand

seit 7952 gefestigt und erweitert° Angesichtsher Schwierigkeiten9

Tatsachen aus einer Zeit vor zwanzig Jahren nachzuweisen9 dürften zwar
keine strengen Anforderungen an die Beweisführung — Glaubhaftmachung

nach 55 2 ZulG mit 4 Abs° 2b, Abs° # der Zulassungsordnung für Kassen—

zahnärzte (ZG-Zahnärzte) vom280 Mai 1957 (BGBl I 582) genüge —ge—
stellt werden0 Es müsse aber doch deutlich mehr für als

gegen die

Richtigkeit des Vorbringens des Klägers zum Umfang der Ausübung

der Zahnheilkunde vor dem Stichtag sprechen° Das sei aber nicht

der Fallo Der Kläger selbst habe nicht vorgetragen, daß er vor dem

Stichtag die Zahnheilkunde tatsächlich in allen ihren Erscheinungcv

formen ausgeübt habe„ Die Bestätigung des Amtsarztes vom 700 April

1970 sei mangels Zuständigkeit des Gesundheitsamtes für Feststellungen

zu % 19 ZHG nicht bindend° Auch das Urteil des Bezirksverwaltungs-

gerichts genüge für die notwendige Glaubhaftmachung nicht‚ denn es

sei auch damals nicht festgestellt werden, der Kläger habe Behandlun—

gen durchgeführt, die von der Eintragung nicht erfaßt sindc

Der Kläger hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt„ Er wendet

sich gegen die Besetzung des SG mit zwei Kassenzahnärzten und ledig—

-b‚-
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lich einem Berufsrichter, weil damit der verfassungsrechtliche

Gedanke der richterlichen Neutralität verletzt sei0 In sachlich—

rechtlicher Hinsicht rügt er sinngemäß die Verletzung des % 1 ZulG;

Die Umstände des Falles verböten der Beklagten, ihm nun die voll—

ständige Ausübung der Zahnheilkunde streitig zu machen, nachdem

sie ihm zwanzig Jahre lang — bestätigt durch das Verwaltungsgericht -

erlaubt gewesen seio Außerdem müsse die Rüge der mangelnden Sach-

aufklärung erhoben werden, weil das LSG nicht berücksichtigt habe,

daß er in den Jahren 1950 bis 1972 ständig kieferorthopädische

Arbeiten durchgeführt habe, die von den Kassen bezuschußt worden

seien?

Er beantragt,

unter Abänderung der entgegenstehenden Entscheidungen die

Beklagte zu verurteilen, £]?!in das besondere Verzeichnis

einzutragen: Zahnheilkunde ohne Einschränkung°

Die Beklagte beantragt,

die Revision als unbegründet zurückzuweisen°

II

Die Revision ist nicht begründet; sie ist daher zurückzuweisen

(% 170 Abs, 1 des Sozialgerichtsgesetzes - SGG ‘)e

Der Senat entscheidet wie die Vorinstanzen in der Besetzung mit

zwei Kassenzahnärzten (% 12 Abs° 3 Satz 2 see iovcmo 55 33 Satz 2,
#0 Satz 1 SGG) weil die Frage der Eintragung in das besondere Ver—

zeichnis nach 5 } Abs° 2 ZulG wie die Frage der Eintragung in das

Zahnarztregister eine Angelegenheit der Kassenzahnärzte, doh° der

kassenzahnärztlichcn Selbstverwaltung, ist (V810 % 8 ZO-Zahnärzte
und 5 2 des ZulG)o Wie der Senat bereits in seinem Urteil vom

28„ Mai 1965 (BSG 23, 105) im einzelnen begründet hat, kann die

Besetzung mit Kassenärzten in einem gegen die Kassenärztliche Ver-

einigung gerichteten Verfahren nicht deshalb unter verfassungsrecht—

lichen Gesichtspunkten beanstandet werden, weil diese Richter als
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Mitglieder der Beklagten nicht dem Idealbild des unbeteiligten

Dritten entsprechenc Dem ist auch das Bundesverfassungsgcricht

(BVerfG) in seinem Beschluß vom 17° Dezember1969 (BVerfG 27, 312)
gefolgta Angesichts der erforderlichen Sachkunde der ehrenamt—

lichen Richter und des Übergewichts der Berufsrichter in den höheren

Instanzen kann die entfernte Möglichkeit einer nicht ganz unpartei—

ischen Einstellung auch in den Fällen der vorliegenden Art in Kauf

- genommen werden , in denen der Streit im Ergebnis um die Aufnahme

in den Kreis.der Kassenzahnärzte geht0 Zwar mögen die als ehren-

amtliche Richter berufenen Mitglieder der beklagten Kassenzahn—

ärztlichen Vereinigung an der Frage der Aufnahme von Zahnheilkundi-

gen ohne besonderen Befähiguhgsnachweis in ihrem Berufsstahd

größeres Interesse haben als an Honorarstreitigkeiten, die Anlaß

für die obengenannten Entscheidungen des erkennenden Senats und

des BVerfG gegeben habeno' Da aber die.Entscheidung über den

Umfang der Eintragung in das besondere Register lediglich von

Rechtsfragen abhängt, die im Rahmen hinreichend beötimmter Rechts—

begriffe zu klären sind‚ besteht keine beachtliche Gefahr? daß
etwaige sächfremde Einstellungen der ehrenamtlichen Richter zum

Tragen kommen° Im übrigen gehört der Kläger — beschränkt - schon

zu
den Kreis der Kassenzahnärzte insofern, als er durch seine

Zulassung Mitglied der beklagten
Kassä%ä%ätlichen

Vereinigung ge-

worden ist (5 5 ZulG), so daß in diesem Fall jedenfalls nicht er-
kennbar ist, wie eine neutralere Besetzung der Spruchkörper mit

ehrenamtlichen Richtern bewerkstelligt werden könnte° - Der Vortrag

des Klägers zu dem Übergewicht der ehrenamtlichen Richter am SG kann

allenfalls einen Fehler des erstinstanzlichén Urteils‚ nicht aber

einen Fehler des angefochtenen Urteils dartuno

Der Kläger hat keinen Anspruch auf Erweiterung der Eintragung

über den von der Beklagten anerkannten Umfang der Zahnheilkunde

hinauso Zutreffend hat das LSG entschieden? daß der Umfang

der Eintragung in das besondere Verzeichnis nach % 3‘Abso 2 ZulG

von dem Umfang der zahnbehandlerischen Tätigkeit in der Zeit vor

Inkrafttreten des ZHG abhängt und daß spätere Tätigkeiten auf dem

Geciet der Zahnheilkunde grundsätzlich unbeachtlich sindc Diese
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scher aus den Wortlaut der 55 1, 5 Abs° 2 ZulG uxd @19 zne sich
ergebende Rechtslage kann nicht deshalb in Zweifel

gezogen werden,

weil hiernach Tatsachen festgestellt werden müssen‚ die etwa zwei Jahr»

zehnte zurückliegen und die für das Ausmaß der gegenwärtigen zahn—

behandlerischen Tätigkeiten möglicherweise nicht mehr ;ukennzeich■

hend sind°

Es braucht nicht geklärt zu werden, ob Bedenken bestünden, dem

Kläger eine lange Jahre unter Duldung der Behörden ausgeübte berufn

liche Tätigkeit, die über die bis zum Inkrafttreten des ZHG ausge-

übte Tätigkeit hinausgeht, nunmehr unter Berufung auf @ 19 ZHG teilw

weise zu verbieteno Insbesondere kann unentschieden bleiben,!ßl‘

ob auch in einem Verwaltungsrechtsstreit um ein solches Verbot der

Kläger die Folgen zu tragen hätte, die sich daraus ergeben‚ daß

der Umfang der zahnbchandlerischen Tätigkeit vor Inkrafttreten

de ZHG nicht mehr genau feststellbar ist° Bei der Interessenlage

de vorliegenden Rechtsstreits bestehen jedenfalls derartige Beden-

ken nichto Denn es ist keine Beschränkung der bisherigen Tätigkeit

U
)

(‚'
)

im Streit; es geht im Gegenteil um die Frage, in welchem sachlichen

Umfang der Kläger seine berufliche Tätigkeit auf die in der gesetzm

lichen Krankenversicherung Versicherten und ihre Angehörigen aus=

dehnen darf° Diese Frage wird zwar in Anwendung eines die Berufs-

ausübung regelnden Gesetzes entschieden, das unter dem Gesichts-

punkt der Berufsfreiheit (Art° 12 Abs° 1 Satz 2 des Grundgesetzes)

zu prüfen ist° Hierbei ist aber zu beachten9 daß das BVerfG bereits

durch seinen Beschluß von 25° Februar 1969 (BVerfG 25, 256, 255‚
254) geklärt hat, daß die Zulassung zur zahnärztlichen Kassen-

praxis keineswegs — wie dies durch das ZulG geschehen ist - grund-

sätzlich allen nach 5 19 ZHG Berechtigten hätte gestattet werden

müssen° Deshalb kann bei Zulassung grundsätzlich aller nach 5 19
ZHG BerEChtigten wenigstens der Nachweis dieser Berechtigung verm

langt werden, wenn er auch zwei Jahrzehnte nach Inkrafttreten des

ZHG bisweilen schwer zu erbringen sein wird° Die Beweisschwierig-

keiten im EinZelfall sind jedenfalls kein Grund, der Beklagten und

damit den gesetzlichen Krankenkassen und den
Üersicherten

zuzumuten,

Zahnbehandlc;giohne Prüfung ihrer ßerechtigung in dem Umfang zur
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Kassenpraxis zuzulassen‚ in dem sie gegenwärtig tatsächlich die
zeheheilkunde.äusübene Da das LSG zur Feststellung aller für die
Eintragung wesentlichen Tatsachen über den Wortlaut des 5 2 ZulG,
@” Abso 2b, Abs„ 4 ZO—Zahnärzte hinausgehend die Glaubhaftmuaehung
für ausreichend erachtet und auf der Grundlage dieser für den

Kläger günstigen Auffassung das Gesamtergebnis des Verfahrens ge—
würdigt hat‚ kann der Kläger jedenfalls keine Bedenken aus den Be—
weissehwierigkeitcn herleiteno

Eine Prüfung des Umfangs9 in dem die Zahnheilkunde vor dem
1= April 1952 ausgeübt wurde, wäre nur dann hinfällig‚ wenn eine
berufsrechtliche Feststellung des Umfangs der Berechtigung nach
5 19 ZHGvorläge, die die Beklagte binden würden Das ist nicht der

‚Falle Ein Verfahren zur positiven Feststellung ist im ZHGnicht
vorgesehene Die rechtskräftige Aufhebung der ortspolizeilichen
Verbotsverfügung beinhaltet nicht die von dem Kläger in Anspruch

genommene Fe5t5tellung der Berechtigung in vollem oder auch bloß

in einem über die Von der Beklagten zugestandene Eintragung hinaus—
gehenden Umfang° Selbst wenn man davon absehen wollte7 daß die Ver-

botsverfügung nicht von der für berufsrechtliche Maßnahmenzustän—

digen Behörde(vgl„ 5 4 Abs° 1 Nr° 1 iVm 5 19 Satz 2 und 5 16 ZHG
50Wie später 5»1 der Verordnung vom 140 April 3957 —GVBl Rheinland—

Pfalz So 59 -) erlassen wurde, und eine Bindungswirkung der tragen-
den Gründe des Urteils des Bezirksverwaltungsgerichts anzunehmen

wäre, 80 könnte das genannte Urteil das Begehren des Klägers nicht
stützene Zwar i3t in dem Urteil ausgeführt, die Verbotsverfügung
könne auch nicht unter Beschränkung auf ein bestimmtes Gebiet der

Zahnheilkunde aulfl‘echt erhalten«werden° Hierin ist aber nicht die
Feststellung zu sehen? der Kläger dürfe auf allen Gebieten der
Zahnheilkunde, wie sie in 5 1 Abs° 2 ZHGdefiniert ist? tätig
werdeno Das BeZirksverwaltungsgericht macht vielmehr deutlich,
daß es nur die Gebiete der Zahnheilkunde geprüft hat? auf denen
der Kläger tätig war und die von der Verbotsverfügung erfaßt waren»
Nach den FeSt5telllmgen des Bezirksverwaltungsgerichts war der
Umfang der damaligen Tätigkeit sogar geringer —es fehlten Wurzel—
behandlungri‚ als Von der Beklagten nunmehr anerkannt werden ist0
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Die tatsächlichen Feststellungen des LSG rechtfertigen nicht

die Folgerung, daß der Kläger in
weiterem Umfang zur Zahnbehand-

lung berechtigt ist„ Der Senat teilt die Auffassuné■■ des LSG,

daß die Feststellung einer Mundbehandlung in Verbindung mit der

Anpassung einer Prothese vor dem Stichtag nicht ausreicht, den

Umfang\der Berechtigung allgemein auf Mundbehandlungen auszudehw

nenn Von dem Sinn des 5 19 ZHG her gesehen, der den Schutz eines

beruflichen_Tätigkeitsbereiches bezweckt, können nur nachhaltige

und auf Dauer berechnete — eben berufliche - Tätigkeiten zu

diesem Bereich zählen° Damit ist - was auch das LSG angedeutet

hat — nicht ausgeschlossen, daß Mundhehandlungen, die als typische

Folgen‘einer erlaubten Behandlung erforderlich werden, abrech-

nungsfähig sindo

Aus dem Revisionsvorbringen sind im übrigen keine formgerechten

(vgl° @164 Abs° 2 Satz 2 SGG)Verfahrensrügen zu entnehmen, so
daß der Senat an die in dem angefochtenen Urteil getroffenen Fest-

stellungen gebunden ist (5 165 SGS)o Insbesondere fehlt jeglicher
Hinweis darauf, daß — entgegen dem eigenen Vortrag des Klägers vor

dem LSG » Beweismittel zur Verfügung standen, die ergeben hätten,

daß der Kläger vor dem 10 April 1952 schon kieferorthopädische Be-

handlungen durchgeführt hat0

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGGQ
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'Bundessozialgericht
‚

Kassel, den 54„ August 4973

Der Vorsitzende des 6; Senats

Az.-1-‚6.559.3122
B e s c h l u B

in dem Rechtsstreit

anol°ococooooooooo■toeoooooooooco.°oocouoooooaoooonooonout)

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigter: °.°..„°‚......„.„o.....„‚„.„.„„o„

g e g e n

nnnnn ooooooIoooqoooo°uoooooooonoooooooooaoooooooooooooooo,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigte:
°oooooooouooooeoonoeeooooooooooooo°

Das Urteil des 6° Senats des Bundessozialgerichts vom
490 Juli 4975 wird gemäß 5 458 des Sozialgerichtsgesetzes

wie folgt berichtigt:

Auf Seite 3, 10. Zeile von oben des Urteilsabdrucks (Seite 5,
5„ Zeile von unten der Urteilsurschrift) muß es statt:

"für das Land Nordrhein—Westfalen"

richtig heißen:

"Rheinland—Pfalz"°
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